
Eigentümerwechsel – Was muss ich beachten? 
Informationen für Käufer und Verkäufer 

 

Liebe Bürgerinnen und Bürger, 

ein Eigentümerwechsel bringt neben vielen organisatorischen Dingen auch einige Fragen zu den 

Abgaben und Gebühren mit sich. Nachfolgend möchten wir Ihnen die wichtigsten Informationen zu 

einem Eigentümerwechsel bereitstellen und häufig gestellte Fragen beantworten. 

 

1. Ich habe ein Grundstück/ein Anwesen oder eine Wohnung verkauft oder erworben.  

Muss ich das der Gemeinde mitteilen? 

Grundsätzlich müssen Sie den Eigentümerwechsel der Gemeinde nicht gesondert mitteilen. Bei 

der Grundsteuer erhält die Gemeinde die entsprechenden Informationen vom Finanzamt. 

 

Da die Bearbeitung beim Finanzamt aufgrund des derzeit hohen Arbeitsaufkommens jedoch 

längere Zeit in Anspruch nehmen kann, ist es sinnvoll, die Gemeinde frühzeitig über den 

Eigentümerwechsel zu informieren. So können beispielsweise die Wasser- und 

Abwassergebühren zeitnah angepasst werden. 

 

Die Mitteilung kann sowohl durch den bisherigen als auch durch den neuen Eigentümer 

erfolgen. 

 

2. Welche Angaben benötigt die Gemeinde für eine Umschreibung? 

Für die Bearbeitung des Eigentümerwechsels benötigen wir grundsätzlich die Angaben, die für 

die jeweilige Abgabe erforderlich sind. Dazu gehören: 

- Grundstücksanschrift oder Bezeichnung (z. B. Flurnummer),  

- Name und Anschrift des bisherigen und neuen Eigentümers bzw. der Eigentümer, 

- Gegebenenfalls den Zählerstand der vorhandenen Wasserzähler sowie das Datum der 

Ablesung und des Eigentumsübergangs 

 

3. Können die Wasser- und Abwassergebühren unterjährig auf den neuen Eigentümer 

umgeschrieben werden? 

Grundsätzlich ist eine unterjährige Änderung möglich. 

 

Voraussetzung ist, dass uns die erforderlichen Informationen vorliegen. Dazu gehören 

insbesondere die Daten des neuen Eigentümers und der Wasserzählerstand zum 

maßgeblichen Übergabezeitpunkt. 

 

Wurde kein Zählerstand zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs gemeldet, kann die 

Umschreibung auch anhand des Zählerstands zum Jahresanfang erfolgen. Bitte informieren Sie 

uns in diesem Fall dennoch über den erfolgten Eigentümerwechsel. 

 

4. Wie erfolgt die Umschreibung der Grundsteuer? 

Die Gemeinde kann die Grundsteuerveranlagung nicht allein aufgrund einer Mitteilung des 

bisherigen oder neuen Eigentümers ändern. 

 

Die Gemeinde darf die Grundsteuer nur auf Grundlage der vom Finanzamt übermittelten 

steuerlichen Daten festsetzen. Bei einem Eigentümerwechsel muss daher zunächst die 

entsprechende Änderung der steuerlichen Zurechnung durch das Finanzamt erfolgen.  

 

Die Grundsteuer ist eine Jahressteuer. Die Zurechnung durch das Finanzamt erfolgt 

grundsätzlich zum 1. Januar eines Jahres. Das bedeutet: Auch wenn ein Eigentumswechsel 



Sie haben weitere Fragen? 

Sollten Sie noch Fragen rund um den Eigentümerwechsel, die Grundsteuer oder die Wasser- und 

Abwassergebühren haben, können Sie sich gerne an uns wenden.  

 

beispielsweise am 1. Juli erfolgt, wird der neue Eigentümer grundsteuerlich nicht bereits ab Juli 

berücksichtigt, sondern erst ab dem 1. Januar des folgenden Jahres. 

 

Die Bearbeitung von Eigentümerwechseln beim Finanzamt kann je nach Einzelfall 

unterschiedlich lange dauern. Auf die Bearbeitungsdauer beim Finanzamt hat die Gemeinde 

keinen Einfluss. Daher können wir hierzu leider keine Auskunft über den voraussichtlichen 

Bearbeitungszeitraum geben. Bitte informieren Sie sich hierzu direkt beim zuständigen 

Finanzamt. 

 

Bis die geänderten Daten des Finanzamts bei der Gemeinde vorliegen und verarbeitet wurden, 

kann der bisherige Eigentümer weiterhin als Steuerschuldner geführt werden oder 

Zahlungsaufforderungen erhalten. Die bestehenden Zahlungspflichten sind bis zur Änderung 

der Grundsteuerveranlagung weiterhin zu beachten. 

 

5. Im Kaufvertrag steht, dass der Käufer ab einem bestimmten Zeitpunkt die Kosten 

übernimmt. Warum muss ich trotzdem noch die Grundsteuer bezahlen? 

Im Kaufvertrag können Käufer und Verkäufer vereinbaren, ab welchem Zeitpunkt der Käufer 

bestimmte Kosten übernimmt. Häufig wird hierfür der Übergang von Nutzen und Lasten 

vereinbart. 

 

Eine solche Vereinbarung gilt grundsätzlich zwischen Käufer und Verkäufer. Sie ändert nicht 

automatisch, wer gegenüber der Gemeinde zur Zahlung der Grundsteuer verpflichtet ist. 

 

Für die Gemeinde ist bei der Grundsteuer die steuerliche Zurechnung maßgeblich, die sich aus 

den entsprechenden Feststellungen des Finanzamts ergibt. 

 

Wurde im Kaufvertrag eine abweichende Kostenverteilung vereinbart, müssen Käufer und 

Verkäufer die Kosten gegebenenfalls untereinander verrechnen. 

 

Lesen Sie hierzu auch den Abschnitt „Wie erfolgt die Umschreibung der Grundsteuer?“ 

 

6. Was passiert, wenn ich eine Grundsteuer-Lastschrift trotzdem zurückgebe? 

Eine Rückgabe der Lastschrift beendet die bestehende Zahlungspflicht nicht. 

 

Solange die Grundsteuerveranlagung noch auf Ihren Namen geführt wird, besteht die 

Forderung grundsätzlich gegen Sie weiter. Eine zurückgegebene Lastschrift kann deshalb zu 

einem offenen Betrag und gegebenenfalls zu weiteren Zahlungsschritten und Kosten führen. 

 

Wenn Sie unsicher sind, ob Sie eine Zahlung noch leisten müssen, können Sie sich gerne an 

die Verwaltung wenden. 

  

Sollte die Grundsteuerveranlagung später rückwirkend geändert werden und haben Sie 

dadurch zu viel Grundsteuer bezahlt, wird Ihnen der zu viel gezahlte Betrag selbstverständlich 

erstattet bzw. verrechnet. 


